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4 6 7 . Abkommen zwischen den Vereinten Nationen und der Österreichischen Bundes-
regierung betreffend Maßnahmen für die wiederaufgenommene Sitzung der Konferenz der

Vereinten Nationen über Staatennachfolge in Verträge

(Übersetzung)
VEREINTE NATIONEN
LE 113 (2-4-1)

3. Mai 1978

Exzellenz!

„Eingedenk der von der Konferenz der Ver-
einten Nationen über Staatennachfolge in Ver-
träge einstimmig angenommenen Empfehlung,
daß die Konferenz für eine abschließende Tagung
von vier Wochen nach Wien wiedereinberufen
werden soll" und „angesichts der Einladung
der österreichischen Regierung, die von der
Generalversammlung in der Resolution 31/18
angenommen wurde und sich auch auf eine
wiederaufgenommene Sitzung der Konferenz
erstreckt", hat die Generalversammlung durch
ihre Resolution 32/47 vom 8. Dezember 1977
„die Einberufung der wiederaufgenommenen
Sitzung . . . der Konferenz . . . nach Wien für
einen Zeitraum von drei Wochen, vom 31. Juli
bis 18. August 1978, mit einer Verlängerungs-
möglichkeit um eine weitere Woche, sollte sich
dies nach Ansicht der Konferenz als notwen-
dig erweisen", genehmigt.

Das Abkommen *) vom 1. April 1977 zwischen
den Vereinten Nationen und der Österreichischen
Bundesregierung betreffend Maßnahmen für die

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 227/1977
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Konferenz bezog sich nur auf die Sitzung des Jah-
res 1977. Die Vereinten Nationen wären ein-
verstanden, wenn die Bestimmungen des Ab-
kommens aus dem Jahre 1977 sinngemäß aus-
gedehnt werden und sich auf die Maßnahmen
betreffend die wiederaufgenommene Sitzung im
Jahre 1978 beziehen, wobei Einverständnis dar-
über besteht, daß die Bestimmungen des Art. II
Abs. 1 und Art. XIII Abs. 2 des erwähnten
Abkommens auch die Vertreter des Rates der
Vereinten Nationen für Namibia mitumfassen.

Falls die österreichische Regierung diesem
Vorschlag zustimmt, beehre ich mich, vorzu-
schlagen, daß diese Note und Ihre bestätigende
Note ein Abkommen zwischen den Vereinten
Nationen und der Österreichischen Bundesre-
gierung betreffend Maßnahmen für die wieder-
aufgenommene Sitzung der Konferenz der Ver-
einten Nationen über Staatennachfolge in Ver-
träge darstellen.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner höchsten Wertschätzung.

Erik Suy

Rechtsberater

S.E.
Herrn Peter J a n k o w i t s c h
ao. und bev. Botschafter,
Ständiger Vertreter bei den Vereinten Nationen,
Ständige Vertretung Österreichs bei den Vereinten
Nationen
New York

(Übersetzung)
ÖSTERREICHISCHE VERTRETUNG
BEI DEN VEREINTEN NATIONEN
Zl. 3603-A/78

New York, am 7. Juli 1978

Exzellenz !

Ich beehre mich, den Empfang Ihrer Note
vom 3. Mai 1978 zu bestätigen, die wie folgt
lautet:

„Eingedenk der von der Konferenz . . . (es
folgt der weitere Text der Übersetzung der
UN-Eröffnungsnote in deutscher Sprache) . . .
darstellen."

Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die
Österreichische Bundesregierung mit Ihrem Vor-
schlag betreffend die sinngemäße Anwendung
des Abkommens vom 1. April 1977 auf die
wiederaufgenommene Sitzung der Konferenz
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der Vereinten Nationen über Staatennachfolge
in Verträge einverstanden ist und daß Ihre
Note und diese Antwortnote ein Abkommen
bilden, das mit dem Datum dieser Antwort-
note in Kraft tritt.

Genehmigen Sie, Exzellenz, den Ausdruck
meiner besonderen Wertschätzung.

Peter Jankowitsch

Außerordentlicher und bevollmächtigter
Botschafter

Ständiger Vertreter Österreichs bei den
Vereinten Nationen

Herrn
Erik Suy
Untergeneralsekretär
Rechtsberater
New York

Kreisky

4 6 8 .

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Bundesminister für Verkehr
der Bundesrepublik Deutschland und dem
Bundesminister für Verkehr der Republik
Österreich nach Rn. 2010 des ADR *) über
die Verpackung von Stoffen der Klasse 8
Rn. 2801, Ziffer 32, in freitragenden Kunst-

stoffgefäßen

A. Abweichend von den Vorschriften der
Rn.. 2815 der Anlage A des ADR dürfen
Stoffe der Klasse 8, Rn. 2801, Ziffer 32, auch
in freitragenden Kunststoffgefäßen mit einem
Fassungsraum von höchstens 65 l unter fol-
genden Bedingungen befördert werden :

1. Die Eignung der Kunststoffgefäße muß
durch eine Baumusterprüfung in der Bun-
desrepublik Deutschland bei der

a) Bundesanstalt für Materialprüfung
(BAM)
Unter den Eichen 87, 1000 Berlin 45
oder

b) beim
Bundesbahn-Zentralamt Minden
(Westf:)

in Österreich

a) bei der
Materialprüfanstalt der ÖBB
Landgutgasse 28
A-1100 Wien oder

*) Kundgemacht in. BGBl. Nr. 522/1973 in der Fas-
sung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973, 377/
1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975, 522/
1975, 352/1978, 353/1978 und 354/1978
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b) Österreichisches Kunststoffinstitut
Arsenal Obj. 213
A-1030 Wien oder

c) durch eine andere in Österreich hiefür
autorisierte Prüfanstalt

nach den von den Vertragsparteien aner-
kannten Prüfvorschriften nachgewiesen sein.

B. Die nach dem geprüften Baumuster hergestell-
ten Gefäße sind wie folgt gut lesbar und
dauerhaft zu kennzeichnen:

Name oder Kurzzeichen des Herstellers
Kurzzeichen „D" oder „A"
Kurzbezeichnung der Prüfanstalt, z. B.
„BAM"
Registriernummer
Monat und Jahr der Herstellung
die Angabe der Gebrauchsdauer in Monaten
oder Jahren
sowie durch den vorangestellten Satz:
„Füllung mit Gefahrgut nur gern
{Zeichen des Baumusters).

C. Die Gefäße dürfen höchstens zu 95°/o ihres
Fassungsraumes gefüllt sein.

D. Ein Versandstück darf nicht schwerer als
100 kg sein.

E. Im Beförderungspapier hat der Absender zu-
sätzlich zu den üblichen Angaben zu vermer-
ken:

„Beförderung vereinbart nach Rn. 2010 des
ADR".

F. Die Vereinbarung gilt im Verkehr zwischen
der Bundesrepublik Deutschland und Öster-
reich.

Bonn-Bad Godesberg, 10. August 1978

Die für das ADR zuständige Behörde der Bundes-
republik Deutschland:

Der Bundesminister für Verkehr:
Im Auftrag:

Dr. Klug

Wien, 1978 03 08

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

Kreisky



154. Stück — Ausgegeben am 7. September 1978 — Nr. 469 2839

460.

(Übersetzung)

V e r e i n b a r u n g
zwischen dem Minister für Verkehr und
Wasserwirtschaft des Königreiches der Nie-
derlande und dem Bundesminister für Ver-
kehr der Republik Österreich gemäß Rn. 2010

des ADR *)

1. Abweichend von den Bestimmungen der
Rn. 2550 der Anlage A des ADR können
Mischungen von Bis-(2 tertio-Butyl Peroxy-
Isopropyl) — 1,4 Benzol und Bis-(2 tertio-Butyl
Peroxy-Isopropyl) — 1,3 Benzol von 40% oder
weniger mit einem inerten festen Stoff ohne
besondere Bedingungen befördert werden.

2. Die Vorschriften der Anlagen A und B des
ADR gelten nicht für die Beförderung der unter
Z. 1 angeführten Stoffe.

3. Diese Vereinbarung gilt für Beförderungen
zwischen den Niederlanden und Österreich.

Den Haag, am 15. Juli 1977

Die zuständige Behörde der Niederlande:

R. Regouw

Wien, 1978 08 16

Für den Bundesminister für Verkehr der Repu-
blik Österreich:

Hehenberger

*) Kundgemacht in BGBl. Nr. 522/1973 in der Fas-
sung der Kundmachungen BGBl. Nr. 523/1973, 377/
1974, 249/1975, 250/1975, 251/1975, 261/1975, 522/
1975, 352/1978, 353/1978 und 354/1978

Kreisky
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